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Drucksache 18/19600 
 
 
Bund zuständig, Land untätig? Warum Ausbildungsstätten in NRW unter Druck geraten 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Ausbildung in den Gesundheitsfachberufen, insbesondere in der Ergotherapie, Logopädie 
und Physiotherapie, ist das Rückgrat einer bedarfsgerechten und wohnortnahen Patientenver-
sorgung in Nordrhein-Westfalen. Während die Einführung der Schulgeldfreiheit ein wichtiger 
Meilenstein war, verdeutlichen Berichte aus der Praxis sowie aktuelle Daten des „Bündnis 
Therapieberufe an die Hochschulen“, dass das derzeitige System vor dem Kollaps steht.  
Berichte aus der Praxis verdeutlichen zugleich, dass die aktuelle Finanzierungslogik für private 
Therapieschulen nicht mehr auskömmlich ist. Eine pauschale jährliche Steigerung der Förde-
rung um lediglich 1,5 % entkoppelt sich angesichts der kumulierten Inflation sowie massiv ge-
stiegener Energie-, Miet- und Personalkosten zunehmend von der wirtschaftlichen Realität. 
Diese Finanzierungslücke gefährdet sowohl die Ausbildungsqualität und die Personalbindung 
als auch langfristig die Ausbildungskapazitäten. 
Besonders brisant: Laut Modellrechnungen auf Basis des DKI-Gutachtens 2024 bietet eine 
konsequente Vollakademisierung nicht nur qualitative Vorteile, sondern auch ein massives fi-
nanzielles Einsparpotenzial. Durch den Wegfall von Ausbildungsvergütungen bei einer rein 
hochschulischen Ausbildung könnten jährlich ca. 721,5 Millionen Euro (bzw. 2,2 Milliarden 
Euro über einen dreijährigen Ausbildungszyklus) eingespart werden – Mittel, die derzeit die 
gesetzliche Krankenversicherung belasten. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8122 mit Schreiben 
vom 8. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kultur 
und Wissenschaft beantwortet. 
 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung die Angemessenheit der 1,5-prozentigen An-

passung der Schulgeldförderung, wenn man bedenkt, dass allein im Jahr 2023 die 
rechnerischen Ausbildungskosten für Physiotherapie, Ergotherapie und Logopä-
die bereits bei insgesamt über 720 Millionen Euro lagen?  

 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 2023 für die Finanzierung der Schulgeldfreiheit 
allein in den drei genannten Berufen – diese Förderung betrifft nur fachschulische 
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Ausbildungen, die an privaten Schulen und damit nicht über das Krankenhausfinanzierungs-
gesetz (KHG) finanziert stattfinden - knapp 47 Millionen Euro verausgabt. Die jährliche pau-
schale Anpassungsmöglichkeit der Schulgeldförderung um 1,5 Prozent dient dazu, allgemeine 
Kostensteigerungen (z. B. für Personal, Räumlichkeiten und Energie) abzudecken. Zusätzlich 
kann der Schulträger bei nachweislich höheren Steigerungen von Fix- und Betriebskosten ei-
nen 
 darüberhinausgehenden Mehrbedarf geltend machen. Voraussetzung hierfür ist die Vorlage 
einer vollständigen und transparenten Kostenaufstellung aller Kostenpositionen. Die zustän-
dige Bezirksregierung sowie das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) prü-
fen, ob der geltend gemachte Kostenbestandteil zur Durchführung der Ausbildung erforderlich 
ist. Die in Frage stehende Regelung ist angemessen und entspricht den Prinzipien der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit.  
 
 
2. In welchem Umfang hat sich die Anzahl der staatlich anerkannten Ausbildungs- 

und Studienplätze in den genannten Berufen seit 2020 in NRW verändert (bitte dif-
ferenziert nach Berufsfeld sowie nach fachschulischer und hochschulischer Aus-
bildung darstellen)? 

 
Die allgemeine und durchaus positive Entwicklung der Ausbildungszahlen in den genannten 
Berufen seit Einführung der (teilweisen) Schulgeldfreiheit im Jahr 2017 lässt sich dem Bericht 
des MAGS für den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landtags Nordrhein-
Westfalen „Ausbildungsbilanz Pflege- und Gesundheitsfachberufe Nordrhein-Westfalen“ ent-
nehmen, der am 29. April 2026 mit dem 5. Teilbericht der Landesberichterstattung Gesund-
heitsberufe an den Ausschuss übermittelt wurde (Vorlagen-Nr. 18/5097). Die Anzahl der staat-
lich anerkannten Ausbildungsplätze in den genannten Berufen seit 2020 lässt sich der nach-
folgenden Tabelle entnehmen.  

       

Ausbildungs- 
beruf 

Be-
legte 
Plätze 
2020 

Belegte 
Plätze 
2021 

Belegte 
Plätze 
2022 

Belegte 
Plätze 
2023 

Belegte 
Plätze 
2024 

Belegte 
Plätze 
2025 

Ergotherapie 1.983 2.296 2.529 2.797 2.800 3.128 

Logopädie 966 1.103 1.102 1.080 1.120 1.214 

Physiothera-
pie 4.785 5.487 5.699 6.495 6.364 7.065 

Quelle: Stichtagsabfrage MAGS bei den Bezirksregierungen 
 
Die Entwicklung der Zahl der Studienplätze an den staatlichen Hochschulen in den genannten 
Berufen seit 2020 ist gekennzeichnet von einem leichten Anstieg der Zahl der Studienange-
bote. Diese Studienangebote werden teilweise zulassungsbeschränkt und teilweise zulas-
sungsfrei angeboten. Aufgrund der Zulassungsfreiheit einzelner Studienangebote kann keine 
Gesamtzahl an "Studienplätzen" angegeben werden. Es wird auf die beigefügte Zeitreihe zur 
Entwicklung der Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger sowie der Zahl der Studieren-
den in den Studienjahren 2020 bis 2024 verwiesen. 
 

Merkmal 2020 2021 2022 2023 2024 

Studienanfänger 
1.FS im SJ 278 297 342 344 357 

Ergotherapie 41 35 45 67 75 

Logopädie 83 69 55 68 86 
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Physiotherapie 154 193 242 209 196 

Studierende im WS 1.061 1.085 1.112 1.155 1.215 

Ergotherapie 180 165 162 184 216 

Logopädie 333 309 268 271 288 

Physiotherapie 548 611 682 700 711 

Quelle: Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
 
 
3. Welche konkreten haushälterischen Sofortmaßnahmen plant die Landesregie-

rung, um die Existenz privater und hochschulischer Ausbildungsstätten in NRW 
bis zum (zeitlich ungewissen) Inkrafttreten einer Bundesreform abzusichern?  

 
Die für die fachschulische Ausbildung einschlägige Förderrichtlinie Gesundheitsfachberufe 
wird über das Jahr 2026 hinaus verlängert und befindet sich aktuell in der Abstimmung inner-
halb der Landesregierung.  
 
Die Hochschulen erhalten eine Grundfinanzierung zur Durchführung ihrer gesetzlichen Aufga-
ben. Im Rahmen der den Hochschulen zur Verfügung stehenden Mittel liegt die Zuständigkeit 
für die Einrichtung neuer Studiengänge aufgrund der Hochschulautonomie bei den jeweiligen 
Hochschulen.  
 
 
4. Inwiefern bezieht die Landesregierung das durch das DKI-Gutachten 2024 identi-

fizierte Einsparpotenzial von rund 2,2 Milliarden Euro über drei Jahre durch  
Vollakademisierung in ihre langfristige Finanzplanung und ihre Verhandlungen 
mit dem Bund ein?  

 
Die Frage der Vergütungen im Rahmen hochschulischer Ausbildungen in den Gesundheits-
fachberufen werden im Zusammenhang mit den Reformen jeweils vom Bund geprüft, so sagt 
es auch das Gesamtkonzept Gesundheitsfachberufe, welches zwischen Bund und Ländern 
vereinbart wurde. Dementsprechend geht mit einer vollakademisierten Ausbildung nicht zwin-
gend die Einsparung von Vergütungen einher. Ein Beispiel hierfür ist die Umsetzung der Re-
form der Hebammenkunde, in welcher eine Vergütung bei vollakademisierter Ausbildung um-
gesetzt wurde.  
 
Des Weiteren ist zu bedenken, dass die Zahlung von Ausbildungsvergütungen bei den nicht 
reformierten Berufsgesetzen aktuell noch nicht festgeschrieben ist. Daher ist die Frage, ob 
Vergütungen in den aktuellen Ausbildungen gezahlt werden, nicht abschließend zu beantwor-
ten, das Einsparpotential ist dadurch ebenfalls nicht genau zu beziffern.  
 
Durch die Vollakademisierung ergeben sich im Übrigen auch Kostensteigerungen, die in der 
Modellrechnung zu den Einsparungen keine Beachtung finden. Die Entscheidung, ob eine 
Vollakademisierung oder Teilakademisierung eines Berufes sinnvoll ist, ist aber nicht aus-
schließlich auf einer finanziellen Basis zu treffen. Die Kriterien, nach welchen die Akademisie-
rung geprüft wird, sind im Gesamtkonzept Gesundheitsfachberufe hinterlegt. Nordrhein-West-
falen macht sich im Rahmen von Gesprächen mit dem Bund und den berufsrechtlichen Refor-
men für angemessene und attraktive Ausbildungsbedingungen unabhängig vom Ausbildungs-
ort stark. Dazu gehört auch die Zahlung von Ausbildungsvergütungen.  
 
Eine Vollakademisierung aller Gesundheitsfachberufe ist auf Bundesebene derzeit nicht vor-
gesehen.  
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5. Welche Steuerungsmöglichkeiten sieht die Landesregierung, um die Gewährung 
von Fördermitteln an private Träger an die Einhaltung tariflicher Arbeitsbedingun-
gen zu knüpfen, um die massive Abwanderung von Lehrkräften aus der Ausbil-
dung in die direkte Patientenversorgung zu stoppen?  

 
Die Schulgeldförderung der Landesregierung ist eine finanzielle Entlastung der Auszubilden-
den von den zuvor bei ihnen erhobenen Schulgeldern. Den Schulen ist die Möglichkeit der 
tariflichen Vergütung der Lehrkräfte unbenommen. Zwingende Vorgaben, nach denen die 
Schulen eine bestimmte Vergütungsstruktur in ihre Arbeitsverträge aufnehmen müssen, sind 
landesseitig nicht geplant. Steigende Tariflöhne sind ein Erhöhungstatbestand, der im Rahmen 
von Einzelanträgen separat geltend gemacht werden kann.  
 
 


